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Ermessenssache. Bei Menschen mit 
Behinderungen wird das Ermessen 
meistens so ausgeübt, dass die Hil-
fe so gering und billig wie möglich 
ausfällt. Anders beim zurückgetre-
tenen Bundespräsidenten. Würde er 
genauso behandelt wie behinderte 
Menschen, würde sein Ehrensold 
mit der Bemerkung gestrichen, dass 
er weder aus politischen noch aus 
gesundheitlichen Gründen zurück-
getreten ist und somit seinen An-
spruch verwirkt hat. Doch was hört 
man aus Berlin? Man sollte nicht so 
kleinkariert sein! Unglaublich ist 
auch die Tatsache, dass die Politik 
immer noch nicht auf die Tatsache 
reagiert, dass jährlich mindestens 
500 Millionen Euro dafür ausge-
geben werden, damit man durch 
Einkommens- und Vermögensan-
rechnung 12 Millionen einnehmen 
kann. So was kann sich auch nur 
der Staat leisten.

Es ist unglaublich, mit welcher 
Selbstverständlichkeit uns Politik 
und Sozial-Verwaltungen unsere 
Rechte verweigern. Nicht nur für 
die Assistenz, nein, auch für Hilfs-
mittel, Mobilität, der gesamte Be-
reich Bildung von der Kita bis zur 
Uni. Zur Vermeidung der Benach-
teiligung bei der Arbeit und in der 
medizinischen Versorgung sind 
ständige Auseinandersetzungen er-
forderlich. Mit der Zeit, die behin-
derte Menschen hierfür aufwenden 
müssen, bestreiten andere mehrere 
Hobbys. Unser Kampf für eine in-
klusive Gesellschaft geht also auch 
in diesem Jahr weiter. 

Wir wünschen Ihnen ein schönes 
Frühjahr!

Ihr 

Vorsitzender

Gerhard Bartz

Editorial

Liebe Mitglieder, liebe Leserin-
nen und Leser,

ein kalter Winter liegt hinter uns, 
die sozialpolitische Eiszeit dauert 
dagegen an. Nach wie vor interes-
siert sich die Bundesregierung nicht 
wirklich für die Umsetzung der Be-
hindertenrechtskonvention der Ver-
einten Nationen. Diese Untätigkeit 
verstehen sehr viele Kostenträger 
als Freibrief, nach eigenem Befi n-
den mit der Konvention umzugehen 
(oder auch nicht umzugehen). Man-
che geben an, sich nicht an irgend-
welchen Konventionen, sondern an 
geltenden Gesetzen zu orientieren. 
Dabei übersehen sie gefl issentlich, 
dass auch die Behindertenrechts-
konvention der Vereinten Nationen 
geltendes Gesetz, neuer als gleiche 
Regelungen im SGB XII und in die-
sen Fällen vorrangig ist. Aber das 
muss den Kostenträgern in jedem 
einzelnen Vorgang gerichtlich be-
stätigt werden. Dass dies Monate, 
oft Jahre unser Leben belastet - das 
interessiert weder in der Verwal-
tung noch in der Bundesregierung.

Noch immer werden behinderte 
Menschen mit Heimeinweisung be-
droht, weil als zumutbar im Sinne 

des § 13 SGB XII angesehen. An-
dere werden von ihrem Kostenträ-
ger unter dem Vorwand, eine Prä-
zedenzentscheidung herbeiführen 
zu wollen, über Jahre in einer An-
stalt festgehalten. Dabei geht es le-
diglich darum, Zeit und damit Geld 
auf dem Rücken der Betroffenen zu 
schinden. Die in Artikel 8 Behin-
dertenrechtskonvention geforder-
te Bewusstseinsbildung, die ja von 
der Bundesregierung ausgehen soll-
te, ist nach wie vor kaum zu erken-
nen. So wurde mir nach dem Be-
richt über William Geier von einer 
Zuschauerin gesagt, dass die wich-
tige Frage, was das Leben in Frei-
heit nun kosten würde, nicht beant-
wortet wurde. Daher könne sie den 
Film und seine Botschaft nicht be-
urteilen. Unter Bewusstseinsbil-
dung nach Artikel 8 verstehe ich et-
was anderes.

Seitens mancher Kostenträger 
werden keinerlei Anstalten regist-
riert, das Persönliche Budget in die 
Praxis umzusetzen. Wahrscheinlich 
wird noch in Jahren Antragstellern 
von der AOK Baden-Württemberg 
erklärt, dass man das nicht ken-
ne und noch nie gemacht habe. Es 
gibt aber auch löbliche Ausnahmen: 
Die AOK in Sachsen lädt ForseA 
zu Schulungen ihrer Sachbearbeiter 
ein und fragt selbst die ForseA-Be-
rater bei Fragen hinsichtlich anste-
hender Budgetverhandlungen an, 
um diese Probleme dann gemein-
sam zu lösen. 

Generell ist jedoch festzuhalten, 
dass ohne Umsetzung der Behin-
dertenrechtskonvention das vielge-
priesene Persönliche Budget eine 
Fast-Null-Nummer bleibt. Das SGB 
IX war ursprünglich als Leistungs-
gesetz konzipiert und es wird höchs-
te Zeit, dass es endlich zu einem sol-
chen wird. Hierzu brauchen wir das 
Gesetz zur Sozialen Teilhabe.
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Einladung zur Hauptversammlung 2012
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Gesetz zur Sozialen Teilhabe

Bundesverband Forum selbstbestimmter 
Assistenz behinderter Menschen e.V.
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Gesetz zur Sozialen Teilhabe


